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Zusammenfassung: 

 

Im Bereich der Stadt Giengen an der Brenz verlaufen die 

Bundesautobahn 7, die Bundesstraße 492 sowie die Lan-

desstraßen 1079, 1082 und 1083, die zumindest in einigen 

Abschnitten von mehr als 3 Millionen Fahrzeugen pro Jahr 

befahren werden. Hieraus ergibt sich für die Stadt Giengen 

an der Brenz die Pflicht, eine Lärmaktionsplanung der 

Stufe 4 durchzuführen. Die erforderlichen Daten stellt in 

Baden-Württemberg die Landesanstalt für Umwelt (LUBW) 

zur Verfügung. 

Lärmbelastungen mit einem gewichteten und gemittelten 

Pegel ab 65 dB(A) über den ganzen Tag (LDEN) und ab 

55 dB(A) in der Nacht (LNight) liegen in einem gesundheits-

kritischen Bereich. Von solchen Einwirkungen sind gemäß 

der Berechnungsmethoden ca. 1.097 Personen im Stadt-

gebiet betroffen. Mit einer Lärmaktionsplanung soll durch 

die Festlegung geeigneter Maßnahmen erreicht werden, 

die Anzahl der Betroffenen nach Möglichkeit zu reduzieren. 

Die Einleitung entsprechender Maßnahmen obliegt der 

Stadt. 

 
Diese Unterlage ist für den Auftraggeber bestimmt und darf nur insgesamt kopiert und verwendet 

werden. Bei Veröffentlichung dieser Unterlage (auch auszugsweise) hat der Auftraggeber sicherzu-
stellen, dass die veröffentlichten Inhalte keine datenschutzrechtlichen Bestimmungen verletzen. 
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Abkürzungsverzeichnis 

BEB Berechnungsmethode zur Ermittlung der Belastetenzahlen durch Umge-
bungslärm (Anlage 3 der Bekanntmachung der Berechnungsverfahren für den 
Umgebungslärm nach § 5 Absatz 1 der Verordnung über die Lärmkartierung 
(34. BImSchV) vom 7. September 2021) 

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz 

BImSchV Bundes-Immissionsschutzverordnung 

BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit  

BUB Berechnungsmethode für den Umgebungslärm von bodennahen Quellen 
(Straßen, Schienenwege, Industrie und Gewerbe) (Anlage 1 der Bekannt-
machung der Berechnungsverfahren für den Umgebungslärm nach § 5 
Absatz 1 der Verordnung über die Lärmkartierung (34. BImSchV) vom 
7. September 2021) 

BUB-D Datenbank für die Berechnungsmethode für den Umgebungslärm von 
bodennahen Quellen (Straßen, Schienenwege, Industrie und Gewerbe) 

BVZ Bundes-Verkehrszählung 

CNOSSOS Common Noise Assessment Methods (Methode für die Beurteilung des 
Umgebungslärms für die Verkehrsträger Straße, Schiene und Flug sowie der 
Industrie, Richtlinie (EU) 2015/996 vom 19. Mai 2015 zur Festlegung gemein-
samer Lärmbewertungsmethoden gemäß der Richtlinie 2002/49/EG des Euro-
päischen Parlamentes und des Rates mit Änderungen vom 10. Januar 2018 

DTV Durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke 

HA high annoyance (starke Belästigung) 

HSD high sleep disturbance (starke Schlafstörung) 

LAI Bund / Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz 

LDay äquivalenter Dauerschallpegel im Beurteilungszeitraum Tag 
(6:00 Uhr bis 18:00 Uhr) 

LDEN Lärmindex Day-Evening-Night gemäß 34. BImSchV § 2, Abs. 2 (gewichteter 
und gemittelten Pegel über den ganzen Tag) 

LEvening äquivalenter Dauerschallpegel im Beurteilungszeitraum Abend  
(18:00 Uhr bis 22:00 Uhr) 

Lm,E Emissionspegel (Mittelungspegel in 4 m Höhe und 25 m Abstand von der 
Schallquelle) 

LNight äquivalenter Dauerschallpegel im Beurteilungszeitraum Nacht  
(22:00 Uhr bis 6:00 Uhr)  

LUBW Landesanstalt für Umwelt, Messung und Naturschutz Baden-Württemberg 

MVI Ministerium für Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg 

RLS Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen 

TöB Träger öffentlicher Belange 

ULR Umgebungslärmrichtlinie (Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Bewertung und die Bekämpfung von Umgebungslärm) [1] 

VLärmSchR 97 Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in der Baulast 
des Bundes [2] 
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1 Anlass und Aufgabenstellung 

Die Europäische Union (EU) hat im Jahr 2002 die „Richtlinie des Europäischen Parlaments 

und des Rates über die Bewertung und die Bekämpfung von Umgebungslärm” (Umgebungs-

lärmrichtlinie) [1] erlassen. Gemäß dieser Richtlinie ist „die Gewährleistung eines hohen 

Gesundheits- und Umweltschutzniveaus […] Teil der Gemeinschaftspolitik, wobei eines der 

Ziele im Lärmschutz besteht. […] Mit dieser Richtlinie soll ein gemeinsames Konzept festgelegt 

werden, um vorzugsweise schädliche Auswirkungen, einschließlich Belästigung, durch 

Umgebungslärm zu verhindern, ihnen vorzubeugen oder sie zu mindern.“ 

Durch das „Gesetz zur Umsetzung der EG-Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung von 

Umgebungslärm“ [3] und die Einfügung des § 47a-f in das Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) [4] wurde die Europäische Umgebungslärmrichtlinie (ULR) in nationales Recht 

umgesetzt. Gemäß § 47d Absatz 2 haben die Lärmaktionspläne „den Mindestanforderungen 

des Anhangs V der Richtlinie 2002/49/EG zu entsprechen und die nach Anhang VI der 

Richtlinie 2002/49/EG an die Kommission zu übermittelnden Daten zu enthalten. Ziel dieser 

Pläne soll es auch sein, ruhige Gebiete gegen eine Zunahme des Lärms zu schützen.“ 

Gemäß der Umgebungslärmrichtlinie (ULR) sind seit 2012 Lärmkarten für sämtliche Ballungs-

räume sowie für sämtliche Hauptverkehrsstraßen auszuarbeiten. Hauptverkehrsstraßen sind 

gemäß der ULR alle Straßen mit einem Verkehrsaufkommen von über drei Millionen Kraftfahr-

zeugen pro Jahr, dies entspricht einer durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV) von 

8.220 Kfz/24 h. 

Die Landesanstalt für Umwelt, Messung und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW) hat die 

vierte Runde der Lärmkartierung nach EU-Umgebungslärmrichtlinie für das Hauptstraßennetz 

in Baden-Württemberg durchgeführt und die Ergebnisse im Herbst 2023 veröffentlicht. Die 

Lärmkarten früherer Lärmaktionspläne (LAP) wurden gemäß der vorläufigen Berechnungs-

methode für den Umgebungslärm an Straßen (VBUS) erstellt. Aufgrund des bei der 4.  LAP 

anzuwendenden europäischen Berechnungsmethode für den Umgebungslärm CNOSSOS 

(Common Noise Assessment Methods) sind die Ergebnisse der aktuellen Lärmkartierung 

nicht unmittelbar mit den bisherigen Lärmkarten vergleichbar. 

Die Landesanstalt für Umwelt, Messung und Naturschutz Baden-Württemberg hat unter 

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten die Lärm-

karten und die Berechnungsergebnisse der Umgebungslärmkartierung 2022 veröffentlicht. 

Die Stadt Giengen an der Brenz hat die ACCON GmbH (ACCON) am 23.11.2023 beauftragt, 

sie bei der Lärmaktionsplanung zu unterstützen. In diesem Bericht werden die Berechnungs-

ergebnisse zusammengefasst und gegebenenfalls Konfliktbereiche ermittelt. Dieser Bericht 

soll der Stadtvertretung und der Verwaltung den Sachstand darstellen und Entscheidungen, 

ob und in welchen Bereichen Maßnahmen geprüft werden sollen, ermöglichen. 

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten
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2 Grundlagen 

2.1 Zuständigkeiten für die Aufstellung von Lärmaktionsplänen 

Für die Aufstellung von Lärmaktionsplänen (LAP) sind gemäß § 47e Abs. 1 und 4 BImSchG [4] 
und § 6 Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung (ImSchZuVO) [5] 
 

- die Städte und Gemeinden 
- für Ballungsräume 
- für Hauptverkehrsstraßen 
- für nicht-bundeseigene Haupteisenbahnstrecken und 
- für Haupteisenbahnstrecken des Bundes mit Maßnahmen, die nicht in 
 Bundeshoheit liegen, 

 

- das Regierungspräsidium Stuttgart für den Flughafen Stuttgart und 
 

- das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) für die Aufstellung eines bundesweiten 
Lärmaktionsplanes für Haupteisenbahnstrecken des Bundes mit Maßnahmen in 
Bundeshoheit 

 

zuständig. 

Somit ist hier für Aufstellung des Lärmaktionsplanes für die betroffenen Bereiche an den 

Hauptverkehrsstraßen, also der Bundesautobahn 7 (A 7) und der Bundesstraße 492 (B 492) 

sowie der Landesstraßen 1079 (L 1079), 1082 (L 1082) und 1083 (L 1083) die Stadt Giengen 

an der Brenz verantwortlich. 

2.2 Rechtliche Grundlagen und Mindestanforderungen 

Die rechtlichen Grundlagen der Definitionen, Regelungen und Anforderungen sind in der 

Tabelle 1 aufgeführt. 

Tabelle 1: Rechtliche Grundlagen 

Regelung rechtliche Grundlage 

Aktionspläne Art. 8 ULR 

Mindestanforderungen Anhang V ULR 

Lärmkarten § 47c BImSchG 

Lärmaktionspläne § 47d BImSchG 

Orte in der Nähe von Hauptverkehrsstraßen mit einem Verkehrsaufkommen 
von über 3 Mio. Kfz/Jahr. 

§ 47d Abs. 1 BImSchG 
in Verbindung mit 
ULR Artikel 8, Satz 2 

Mindestanforderungen und Datenübermittlung § 47d Abs. 2 BImSchG 

Öffentlichkeitsbeteiligung und Mitwirkung § 47d Abs. 3 BImSchG 

Überprüfung und, sofern erforderlich, Überarbeitung der Lärmaktionspläne 
bei bedeutsamen Entwicklungen, spätestens jedoch nach 5 Jahren. 

§ 47d Abs. 5 BImSchG 

Meldung an BMU oder eine von ihm benannte Stelle § 47d Abs. 7 BImSchG 

ULR Umgebungslärmrichtlinie (Gesetz zur Umsetzung der EG Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung 
 von Umgebungslärm“ [1] 
BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz [4] 

 

Aus den Regelungen des BImSchG ergeben sich für die Bürger keine rechtlichen Ansprüche 

auf die Einhaltung von Richt- oder Grenzwerten, auch eventuelle Festlegungen in den Lärm-

aktionsplänen erzeugen keinen Rechtsanspruch auf Maßnahmen, können also von Bürgern 

nicht eingeklagt werden. Dass ein Lärmaktionsplan gegenüber lärmbetroffenen Dritten keine 
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Verwaltungsaktqualität hat, daher keine Außenwirkung erzielt und somit keine Klagebefugnis 

für die Bürger besteht, wurde vom Bundesverwaltungsgericht am 28. November 2019 in einem 

Urteil festgestellt (BVerwG 7 C 2.18). Die in Plänen genannten Maßnahmen liegen im Ermes-

sen der zuständigen Behörden und Baulastträger und sind nur verwaltungsintern bindend. 

Die Mindestanforderungen für Aktionspläne sind im Anhang V der ULR beschrieben. Demnach 

müssen die Aktionspläne folgende Angaben und Unterlagen enthalten: 

• eine Beschreibung des Ballungsraums, der Hauptverkehrsstraßen, der 
Haupteisenbahnstrecken oder der Großflughäfen und anderer Lärmquellen, die zu 
berücksichtigen sind, 

• die zuständige Behörde, 

• den rechtlichen Hintergrund, 

• alle geltenden Grenzwerte, 

• eine Zusammenfassung der Daten der Lärmkarten, 

• eine Bewertung der geschätzten Anzahl von Personen, die Lärm ausgesetzt sind, 
sowie Angabe von Problemen und verbesserungsbedürftigen Situationen, 

• das Protokoll der öffentlichen Anhörungen gemäß Artikel 8 Absatz 71 der ULR, 

• die bereits vorhandenen oder geplanten Maßnahmen zur Lärmminderung, 

• die Maßnahmen, die die zuständigen Behörden für die nächsten fünf Jahre geplant 
haben, einschließlich der Maßnahmen zum Schutz ruhiger Gebiete, 

• die langfristige Strategie, 

• finanzielle Informationen (falls verfügbar): Finanzmittel, Kostenwirksamkeitsanalyse, 
Kosten-Nutzen-Analyse, 

• die geplanten Bestimmungen für die Bewertung der Durchführung und der 
Ergebnisse des Aktionsplans. 

 

Die zuständigen Behörden können jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich zum Beispiel 

folgende Maßnahmen in Betracht ziehen: 

• Verkehrsplanung, 

• Raumordnung, 

• auf die Geräuschquelle ausgerichtete technische Maßnahmen, 

• Wahl von Quellen mit geringerer Lärmentwicklung, 

• Verringerung der Schallübertragung, 

• verordnungsrechtliche oder wirtschaftliche Maßnahmen oder Anreize. 
 

In den Aktionsplänen sollten gemäß der ULR außerdem Schätzwerte für die durch die Maß-

nahmen zu erwartende Reduzierung der Zahl der betroffenen Personen, die sich belästigt 

fühlen, unter Schlafstörungen leiden oder anderweitig beeinträchtigt sind, enthalten sein. 

 

 

 

 

1ULR Artikel 8 Absatz 7: „Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Öffentlichkeit zu Vorschlägen für Aktions-

pläne gehört wird, dass sie rechtzeitig und effektiv die Möglichkeit erhält, an der Ausarbeitung und der Über-

prüfung der Aktionspläne mitzuwirken, dass die Ergebnisse dieser Mitwirkung berücksichtigt werden und dass 

die Öffentlichkeit über die getroffenen Entscheidungen unterrichtet wird. Es sind angemessene Fristen mit 

einer ausreichenden Zeitspanne für jede Phase der Mitwirkung der Öffentlichkeit vorzusehen.“ 



Bericht Nr. ACB-1124-236336/02 Rev. 2 

236336_02_B_Rev2 11 

 

Die zu übermittelnden Angaben sind im Anhang VI der ULR aufgeführt. Gemäß Absatz 2 sind 

für Hauptverkehrsstraßen folgende Angaben zu übermitteln: 

• Eine allgemeine Beschreibung der Straßen, Eisenbahnstrecken oder Flughäfen: 
Lage, Größe und Angaben über das Verkehrsaufkommen. 

• Eine Beschreibung der Umgebung: Ballungsräume, Dörfer, ländliche Gegend oder 
nicht ländliche Gegend, Information über die Flächennutzung, andere 
Hauptlärmquellen. 

• Lärmschutzprogramme, die bisher durchgeführt wurden, und laufende 
Lärmschutzmaßnahmen. 

• Verwendete Berechnungs- oder Messmethoden. 

• Die geschätzte Gesamtzahl der Menschen, die außerhalb von Ballungsräumen in 
Gebäuden wohnen, an denen der in 4 m Höhe an der am stärksten lärmbelasteten 
Fassade gemessene Lden in folgenden Bereichen liegt: 

 55-59 dB 

 60-64 dB 

 65-69 dB 

 70-74 dB 

 über 75 dB. 

• Die geschätzte Gesamtzahl der Menschen, die außerhalb von Ballungsräumen in 
Gebäuden wohnen, an denen Lnight in dB in 4 m Höhe an der am stärksten lärmbe-
lasteten Fassade in folgenden Bereichen liegt: 

 50-54 dB 

 55-59 dB 

 60-64 dB 

 65-69 dB 
 über 70 dB. 

• Zusätzlich sollte, gegebenenfalls und soweit Daten verfügbar sind, angegeben 
werden, wie viele Personen innerhalb der oben angeführten Geräuschpegelkate-
gorien für Lden und Lnight in Gebäuden wohnen mit 

 besonderer Schalldämmung für bestimmten Lärm, d. h. spezieller 

Schallisolierung gegen eine oder mehrere Arten von Umgebungslärm, kombiniert 

mit einer Belüftungs- oder Klimaanlage, so dass ein hoher Lärmschutz gegen 

Umgebungslärm beibehalten werden kann; 

 einer ruhigen Fassade, d. h. einer Fassade eines Wohnhauses, an der der Lden-

Wert in einem Abstand von 4 m über dem Boden und 2 m von der Fassade für 

den Lärm aus einer bestimmten Lärmquelle um mehr als 20 dB unter dem Wert 

liegt, der an der Fassade mit dem höchsten Lden-Wert gemessen wurde. 

• Die Gesamtfläche (in km2), mit Lden-Werten von über 55, 65 bzw. 75 dB. Außerdem ist 
die geschätzte Gesamtzahl der Wohnungen in jedem dieser Gebiete und die ge-
schätzte Gesamtzahl der dort lebenden Menschen anzugeben. Dabei sind die Bal-
lungsräume mit einzubeziehen. 
Die 55 und 65 dB-Linien sind auch auf einer oder mehreren Karten einzuzeichnen, in 
denen der Standort von Dörfern, Städten und Ballungsräumen innerhalb der Linien 
angegeben ist. 

• Eine Zusammenfassung des Aktionsplans von nicht mehr als 10 Seiten mit den in 
Anhang V genannten relevanten Angaben. 
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2.3 Anhaltswerte für Lärmaktionsplanung  

Verbindliche Auslösewerte für eine Lärmaktionsplanung wurden nicht festgelegt. Es wurden 

auch keine im Rahmen der Lärmaktionsplanung anzustrebenden Richt- oder Grenzwerte 

definiert. In Baden-Württemberg wurden den Kommunen mit dem Kooperationserlass-Lärm-

aktionsplanung [6] des Ministeriums für Verkehr Vorgaben mitgeteilt: 

„Lärmbelastungen ab 65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht liegen in einem 
gesundheitskritischen Bereich. Daher sind Bereiche mit Lärmbelastungen ab 65 dB(A) 
LDEN und 55 dB(A) LNight bei einer qualifizierten Lärmaktionsplanung auf jeden Fall 
zu berücksichtigen. Mit der Lärmaktionsplanung ist durch die Festlegung geeigneter 
Maßnahmen darauf hinzuwirken, diese Werte nach Möglichkeit zu unterschreiten.“ 

„Vordringlicher Handlungsbedarf zur Lärmminderung und zur Verringerung der 
Anzahl der Betroffenen besteht in Bereichen mit sehr hohen und im Blick auf den 
Gesundheitsschutz grundrechtlich relevanten Lärmbelastungen ab 70 dB(A) LDEN und 
60 dB(A) LNight.“ 

Neben den oben genannten Anhaltswerten für die Lärmaktionsplanung des Verkehrsministeri-

ums (VM) bestehen verschiedene Regelwerke, die Richt- oder Grenzwerte für die Beurteilung 

der Schallauswirkungen des Straßenverkehrs enthalten. In der Tabelle 2 sind die für verschie-

dene Anwendungsfälle heranzuziehenden Werte der geltenden Regelwerke für Verkehrslärm 

aufgeführt. Es ist zu beachten, dass gemäß der in Deutschland geltenden Regelwerke kein 

Pegel für die Belastung des gesamten Tages ermittelt wird, sondern jeweils nur der Tageszeit-

raum und der Nachtzeitraum getrennt und ohne Zuschläge betrachtet werden und diese Werte 

nicht gemäß der Verfahren der Lärmkartierung ermittelt werden. 

Tabelle 2: Orientierungshilfe zur Einordnung der Anhaltswerte zur Lärmaktionsplanung  

Regelwerk Anwendungsfall 

Richtwerte in dB(A) 

Wohngebiete 
(WA) 

Mischgebiete 
(MI / MD) 

Tag Nacht Tag Nacht 

DIN 18005 [7] Bauleitplanung (Orientierungswerte) 55 45 60 50 

16. BImSchV [8] 
Straßenneubau oder wesentliche Änderungen 
bestehender Straßen (Immissionsgrenzwerte) 

59 49 64 54 

VLärmSchR 97 [9] 
Lärmsanierung an bestehenden Straßen 
(Auslösewerte der Lärmsanierung 2) 

64 54 66 56 

Lärmschutz-
Richtlinien StV [2] 

Straßenverkehrsrechtliche Anordnungen 
(Tempolimits, Lkw-Durchfahrverbote) 

70 60 72 62 

 

 

 

 

 

2 In den Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes 

(VLärmSchR 97) [8] werden in Abschnitt D Auslösewerte für die Lärmsanierung festgelegt. Diese Auslöse-

werte wurden zuletzt mit dem Bundeshaushaltsgesetz 2021 [9] weiter reduziert. In der Tabelle 2 sind die 

aktuell für Bundesfernstraßen gültigen Werte aufgeführt. 



Bericht Nr. ACB-1124-236336/02 Rev. 2 

236336_02_B_Rev2 13 

Die Anhaltswerte des VM liegen somit deutlich höher als die im Rahmen der Bauleitplanung 

heranzuziehenden schalltechnischen Orientierungswerte für die städtebauliche Planung 

(DIN 18005, Beiblatt 1 [7]) und auch über den für Straßenneubaumaßnahmen geltenden 

Immissionsgrenzwerten der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV [8]).  

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) empfiehlt für europäische Regionen für die 

durchschnittliche Lärmbelastung durch Straßenverkehr einen LDEN von 53 dB(A) und von LNight 

von 45 dB(A) nicht zu überschreiten, weil Straßenverkehr oberhalb dieses Dauerschallpegels 

mit schädlichen gesundheitlichen Auswirkungen bzw. mit Beeinträchtigungen des Schlafs 

verbunden ist. Die WHO stuft diese Empfehlung als stark ein [10]. Bei Verkehrsgeräusch-

immissionen über 70 dB tags bzw. 60 dB nachts wird im Allgemeinen von einer Gesundheits-

gefährdung ausgegangen. 

3 Untersuchungsgebiet 

Die Stadt Giengen an der Brenz ist eine kreisangehörige Stadt im Landkreis Heidenheim im 

Regierungsbezirk Stuttgart. Das Stadtgebiet umfasst ca. 44,1 km2 und hat gemäß Auskunft 

des Auftraggebers aktuell rund 20.300 Einwohner, dies entspricht 460 Einwohnern pro km² . 

Die Stadt wird als kleinere Stadt, Vorort oder Gebiet mit mittlerer Bevölkerungsdichte 

eingestuft und befindet sich nicht in einem großstädtischen Einzugsbereich [11]. 

Durch das Stadtgebiet verlaufen der Abschnitt Ulm – Würzburg der Bundesautobahn 7 (A 7), 

der Abschnitt Anschlussstelle Giengen/Herbrechtingen – Gundelfingen der Bundesstraße 492 

(B 492) sowie die Landesstraßen 1079 (L 1079), 1082 (L 1082) und 1083 (L 1083).  

Im Bereich der Stadt Giengen an der Brenz ist die A 7 vierstreifig ausgebaut, die durchschnitt-

liche tägliche Verkehrsmenge (DTV) betrug im für die Lärmkartierung maßgeblichen Jahr 2019 

auf dem Abschnitt zwischen den Anschlussstellen Giengen/Herbrechtingen und Heidenheim 

ca. 41.608 Kraftfahrzeuge (Kfz), davon ca. 6.141 Fahrzeuge des Schwerverkehrs [12]. Dies 

entspricht ca. 15,2 Millionen Kfz pro Jahr. 

Auf dem relevanten Abschnitt der B 492 fahren durchschnittlich ca. 14.048 Kfz pro Tag, davon 

ca. 1.083 Fahrzeuge des Schwerverkehrs [12]. Dies entspricht ca. 5,1 Millionen Kfz pro Jahr. 

Im Bereich der Ortsdurchfahrten verkehren auf der L 1079 durchschnittlich ca. 16.160 Kfz pro 

Tag, auf der L 1082 zwischen der Schwagestraße und der Leipziger Straße ca. 15.233 Kfz 

und im Bereich der Ortsdurchfahrt Hohenmemmingen ca. 8.350 Kfz pro Tag sowie auf der 

L 1083 ca. 9.220 Kfz pro Tag. 

Der weitere Verlauf der L 1082 zwischen Giengen und Herbrechtingen muss aufgrund der 

geringeren Verkehrsmenge von 2,5 Millionen Kfz im Jahre 2019 für die Lärmaktionsplanung 

nicht berücksichtigt werden. 
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4 Daten der 4. Stufe der Lärmaktionsplanung 

4.1 Straßenlärmkarten der LUBW 

Die Lärmkarten wurden von der Landesanstalt für Umwelt, Messung und Naturschutz 

Baden-Württemberg (LUBW) gemäß der Umgebungslärmrichtlinie (ULR) [1] für die Lärm-

indizes LDEN und LNight erstellt. Der Pegel LDEN ist ein über 24 Stunden gemittelter Immissions-

pegel, der aus den Pegeln LDay, LEvening und LNight für die Beurteilungszeiten Tag (6:00 Uhr bis 

18:00 Uhr), Abend (18:00 Uhr bis 22:00 Uhr) und Nacht (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) ermittelt wird. 

Durch die Gewichtsfaktoren von 5 dB für die vierstündige Abendzeit und von 10 dB für die 

achtstündige Nachtzeit wird die erhöhte Lärmempfindlichkeit in diesen Zeitbereichen berück-

sichtigt. Die Berechnungen erfolgten mit einer Rasterpunktweite von 10 m und für eine 

Immissionshöhe von 4,0 m über dem Gelände. 

Die LUBW verwendet für die Erstellung der Karten die von der Straßenverkehrszentrale 

Baden-Württemberg erhobenen Verkehrsdaten aus dem Jahr 2019. Die Ergebnisse können 

laut dem Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg für die Maßnahmenplanung ohne wei-

tere Berechnungen herangezogen werden [6]. Die Berechnungen wurden gemäß des EU-weit 

einheitlichen Berechnungsverfahren CNOSSOS-EU (Common Noise Assessment Methods 

in Europe) durchgeführt, dass bis zum 31.12.2018 durch alle Mitgliedsstaaten der EU in natio-

nales Recht umgesetzt werden musste. Die Umsetzung in nationales Recht in Deutschland 

erfolgte durch die Bekanntgabe der Berechnungsmethode für den Umgebungslärm von 

bodennahen Quellen (BUB), wurde zunächst im Dezember 2018 im Bundesanzeiger bekannt 

gemacht und im Oktober 2021 nochmals aktualisiert [13]. Eine direkte Vergleichbarkeit der 

Berechnungsergebnisse mit den bisher auf Grundlage der VBUS (Vorläufige Berechnungs-

methode für den Umgebungslärm an Straßen) [14] erstellten Straßenlärmkarten und Lärm-

aktionsplänen ist nicht gegeben. Hierzu führt das LUBW aus [15]: 

„Der EU-Umgebungslärmrichtlinie folgend werden alle fünf Jahre Lärmkarten erstellt. Im 
Jahr 2022 wurden diese erstmals nach EU-weit einheitlichen Berechnungsverfahren 
erstellt, welche sich deutlich von den bisher verwendeten unterscheiden. Daher weichen 
die Ergebnisse der aktuellen Lärmkartierung 2022 von denen der vorangegangenen 
Lärmkartierung 2017 ab. Wesentliche Gründe sind: 

- Die Emissionen im Straßen-, Schienen- und Luftverkehr werden nun wesentlich 
detaillierter modelliert. So werden z. B. beim Straßenverkehr die Rollgeräusche und die 
Motorengeräusche getrennt berechnet. 

- Die Schallausbreitung wird wesentlich komplexer modelliert. Sie berücksichtigt nun 
z. B. auch unterschiedliche meteorologische Bedingungen sowie frequenzabhängige 
Effekte bei der Abschirmung von Lärmquellen durch Lärmschutzwände oder bei der 
Reflexion an Gebäuden. 

- Die Belastetenzahlen werden jetzt anders ermittelt. Früher wurde die Zahl der in einem 
Gebäude wohnenden Personen gleichmäßig auf die Immissionspunkte am Gebäude 
verteilt, auf laute und leise Seiten. Jetzt hingegen wird die gesamte Personenzahl eines 
Gebäudes der lauteren Seite zugewiesen; die leisere Seite des Gebäudes wird nicht 
berücksichtigt. Somit werden deutlich mehr lärmbelastete Menschen ausgewiesen. 

- Die Rundungsregel für die Bildung der ausgewiesenen Pegelklassen wurde geändert. 
Dadurch verschieben sich die 5 Dezibel breiten Pegelklassen um 0,5 Dezibel zu niedri-
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geren Werten. Damit werden tendenziell größere lärmbelastete Flächen und mehr 
sowie stärker lärmbelastete Menschen ausgewiesen. 

Neben diesen systematischen Änderungen durch die neuen Berechnungsmethoden 
wirken sich auch veränderte Verhältnisse vor Ort auf die Ergebnisse der Kartierung aus. 
Beispiele sind: 

- Die aktuellen Verkehrsmengen auf Straßen, Schienenwegen und Flughäfen können 
die Relevanzschwellen, ab denen sie bei der Kartierung zu berücksichtigen sind, unter- 
oder überschreiten. So können z. B. Verkehrsverlagerungen dazu führen, dass eine 
Straße erstmals zu kartieren ist. 

- Die für die Lärmberechnung relevanten Größen können sich geändert haben. So beein-
flussen z. B. zwischenzeitlich umgesetzte Maßnahmen wie Tempo 30 oder ein Aus-
tausch des Fahrbahnbelags die Lärmsituation vor Ort. 

- Die Zahl der Bewohnerinnen und Bewohner kann sich durch Wohnungsneubau 
erhöhen und damit auch die Zahl der lärmbelasteten Menschen. 

Alle genannten Faktoren beeinflussen in Summe das Ausmaß der Lärmbelastung der 
Bevölkerung und die ausgewiesene Anzahl der lärmbelasteten Menschen. Insbesondere 
der Wechsel auf die EU-weit einheitlichen Berechnungsverfahren führt dazu, dass die 
aktuellen Ergebnisse der Lärmkartierung nicht oder nur sehr eingeschränkt mit den 
Ergebnissen aus dem Jahr 2017 verglichen werden können. Dies führt selbst bei unver-
änderter Vor-Ort Situation dazu, dass tendenziell mehr lärmbelastete Flächen und deut-
lich mehr lärmbelastete Menschen ausgewiesen werden. Zwischenzeitig erfolgte Lärm-
minderungsmaßnahmen können daher nur sehr bedingt oder gar nicht aus den aktuellen 
Lärmkarten und den Belastetenzahlen abgelesen werden.“ 

Bei den vorhergehenden Lärmkartierungen wurde auch nicht zwischen mittelschweren und 

schweren Fahrzeugen unterschieden. Ampelgeregelte Kreuzungen, Einmündungen und 

Kreisverkehre wurden bisher ebenfalls nicht berücksichtigt. 
 

Die Berechnungen berücksichtigen folgende Eingangsdaten: 

• Anzahl der Fahrzeuge pro Stunde am Tag (6:00 Uhr bis 18:00 Uhr), am Abend 
(18:00 Uhr bis 22:00 Uhr) und in der Nacht (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr), unterteilt in die 
Fahrzeugklassen 

 leichte Kfz (Pkw, Lieferwagen bis 3,5 t und Geländewagen, auch mit Anhänger), 

 mittelschwere Kfz (Lieferwagen über 3,5 t, Busse u. Wohnmobile mit 2 Achsen), 

 schwere Kfz (schwere Nutzfahrzeuge und Busse mit drei oder mehr Achsen) und 

 zweirädrige Kraftfahrzeuge (Mopeds und Motorräder mit und ohne Seitenwagen, 

bei sehr geringen Anteilen der Motorräder am Gesamtverkehrsaufkommen im 

gesamten Jahr kann auf die separate Berücksichtigung der Motorräder verzichtet 

werden). 

• zulässige Höchstgeschwindigkeit der einzelnen Fahrzeugklassen, 

• Art der Straßenoberfläche, 

• Jahresdurchschnittstemperatur, 

• Abstand zu einer ampelgeregelten Kreuzung oder Einmündung oder einem 
Kreisverkehr (bis 100 m Abstand), 

• Straßensteigung oder -gefälle. 
 

Die Eingangsdaten und die Kartendarstellungen werden ohne Prüfungen übernommen und 

von der Vollständigkeit und Richtigkeit der Daten und der Kartierungen ausgegangen. In den 

Anlagen sind die Lärmkarten des Straßenverkehrslärms der LUBW für die Lärmindizes LDEN 
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und LNight dargestellt. Gemäß dem Kooperationserlass sind mindestens Bereiche mit hoher 

Lärmbelastung zu berücksichtigen. Dies entspricht den Schwellwerten zur Gesundheitsrele-

vanz von über 65 dB LDEN und über 55 dB LNight. Vordringlicher Handlungsbedarf besteht bei 

sehr hohen Lärmbelastungen von mehr als 70 dB LDEN und mehr als 60 dB LNight, diese Werte 

werden im Bereich der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung angesehen. 

4.2 Belastungsstatistik der LUBW 

Die von der LUBW veröffentlichten Statistiken weist die Anzahl der lärmbelasteten Anwohner 

gemäß der Berechnungsvorschriften sowie die lärmbelasteten Flächen, Wohnungen, Kran-

kenhäuser und Schulgebäude aus. 

Gemäß der der EU-Umgebungslärmrichtlinie (ULR) [1] soll neben der räumlichen Verteilung 

der Lärmbelastung auch ermittelt werden, wie viele Menschen durch Lärm belastet und durch 

die regelmäßige Wiederholung die Entwicklung der Belastung dokumentiert werden. 

Ursprünglich sollten hierfür alle Bewohner eines Gebäudes der am stärksten belasteten 

Gebäudeseite zugeordnet werden, da die Verteilung der Wohnungen in einem Gebäude im 

Regelfall nicht bekannt ist und nur mit sehr großem Aufwand zu ermitteln wäre. Da die Zuord-

nung aller Bewohner zur lautesten Fassade jedoch zu Werten führt, die die Anzahl der belaste-

ten Personen überschätzen, wurden in Deutschland bisher für die Belastungsstatistiken die 

Bewohner eines Gebäudes gleichmäßig auf alle Fassaden verteilt und dann den Schallpegeln 

der Fassaden zugeordnet. Inzwischen wurde die Zuordnung der Bewohner zu den Fassaden 

EU-weit harmonisiert. Gemäß der Berechnungsmethode zur Ermittlung der Belastetenzahlen 

durch Umgebungslärm (BEB) [13] werden alle Bewohner eines Gebäudes auf die lauteste 

Hälfte der für die Berechnungen generierten Fassadensegmente gleichmäßig verteilt. Diese 

Methode führt zu deutlich höheren Belastetenzahlen als die bisherige Vorgehensweise und 

eine Vergleichbarkeit mit den Ergebnissen früherer Lärmaktionsplanungen ist somit nicht 

gegeben. 

Gemäß Anhang VI der ULR ist insgesamt die Anzahl der Menschen zu ermitteln und zu berich-

ten, die innerhalb definierter Lärmbänder leben. Analog zur Kartierung sind die Lärmklassen 

im Abstand von 5 dB zu betrachten. Für den Belastungswert LDEN liegt die niedrigste zu berich-

tende Klasse bei über 55 bis 60 dB, für die nächtliche Belastung LNight bei über 50 bis 55 dB. 

Nachfolgende Tabellen geben die von der LUBW für Straßenverkehrslärm der Hauptverkehrs-

straßen gemäß BEB ermittelte Belastungsstatistik wieder. In der 34. BImSchV  aufgeführt. 

Tabelle 3 sind die Angaben gemäß der Vorgaben gemäß § 4 Absatz 4 Nummer 3 der 

34. BImSchV [16] aufgeführt. 
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Tabelle 3: Anzahl der lärmbelasteten Einwohner der Stadt Giengen a. d. Brenz gemäß BEB 

Lärmbelastung 
LDEN 

in dB 

Anzahl 
Betroffene 

Lärmbelastung 
LNight 

in dB 

Anzahl 
Betroffene 

ab 55 dB bis 59 dB 2.675 ab 50 dB bis 54 dB 1.724 

ab 60 dB bis 64 dB 1.052 ab 55 dB bis 59 dB 788 

ab 65 dB bis 69 dB 710 ab 60 dB bis 64 dB 277 

ab 70 dB bis 74 dB 236 ab 65 dB bis 69 dB 32 

ab 75 dB 21 ab 70 dB 0 
 

In der Tabelle 4 sind die Angaben gemäß der Vorgaben gemäß § 4 Absatz 4 Nummer 6 der 

34. BImSchV zusammengefasst. 

Tabelle 4: Angaben über lärmbelastete Flächen, Wohnungen, Schulen und Krankenhäusern 

Lärmbelastung 
LDEN 

in dB 

Fläche 
in km2 

Anzahl 
Wohnungen 

Anzahl 
Schulgebäude 

Anzahl 
Krankenhäuser 

über 55 dB bis 65 dB 14,412 2.235 13 0 

über 65 dB bis 75 dB 4,896 460 1 0 

über 75 dB 0,921 10 0 0 
 

Es ist zusätzlich gemäß § 4 Absatz 4 Nummer 9 der 34. BImSchV auch eine geschätzte Zahl 

der gesundheitsschädlichen Auswirkungen und Belästigungen angegeben. Die Ermittlung  

erfolgt entsprechend der im geänderten Anhang III [17] der ULR definierten Berechnungen der 

Expositions-Wirkungs-Beziehungen auf Basis des LDEN für die Angabe der geschätzten Zahl 

der Fälle starker Belästigung (high annoyance, HA) und der geschätzte Zahl der Fälle 

ischämischer3 Herzkrankheiten (ischaemic heart disease, IHD) sowie des LNight für die Angabe 

der geschätzte Zahl der Fälle starker Schlafstörung (high sleep disturbance, HSD).  

Tabelle 5: Angaben zur geschätzten Anzahl von gesundheitlichen Auswirkungen und starker 
Belästigung Betroffener 

 
Fälle 

ischämischer 
Herzkrankheiten 

Fälle starker 
Belästigung 

Fälle starker 
Schlafstörung 

Anzahl Betroffener 1 765 174 
 

 

 

 

 

3 Ischämie: Minderdurchblutung oder ein vollständiger Durchblutungsausfall eines Gewebes, eines Körperteils 

oder Organs, der zu einer Funktionsstörung führen kann (Quelle: www.wikipedia.de) 
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5 Beurteilung der Situation auf Grundlage der vorliegenden 

Daten 

Die vorrangigen Lärmschwerpunkte mit den Werten LDEN > 70 dB(A) bzw. LNight > 60 dB(A) 

sowie die nachgeordneten Lärmschwerpunkte mit den Werten LDEN > 65 dB(A) bzw. 

LNight > 55 dB(A) werden durch die Analyse der Lärmkarten und Betroffenenstatistiken differen-

ziert ausgewertet. 

Gemäß der Lärmkartierung der LUBW wohnen ca. 309 Personen im Bereich vorrangiger und 

weitere ca. 788 Personen im Bereich nachrangiger Lärmschwerpunkte. 460 Wohnungen 

befinden sich im Pegelbereich von LDEN > 65 dB(A). Insgesamt sind 1.097 Personen von 

einem LNight >55 dB(A) betroffen. Die Anzahl der betroffenen Wohnungen wird nicht ausge-

wiesen, die Auswertung der zur Verfügung gestellten Daten ergibt ca. 210 betroffene 

Gebäude. Eine Liste der betroffenen Gebäude sowie Lärmkarten der betroffenen Bereiche 

befinden sich im Anhang. Weitere Lärmkarten des LUBW, auch von der vorherigen Lärm-

aktionsplanung, können über die Webseite 

 https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten 

abgerufen werden. 

Die Lärmeinwirkungen liegen in Giengen und Hohenmemmingen entlang der Landesstraßen 

in einem Bereich, in dem Gesundheitsrisiken bestehen. Einige Gebiete stellen vorrangige 

Lärmschwerpunkte dar. Die Einwirkungen der Autobahn auf das Stadtgebiet sind vergleichs-

weise gering und verursachen nur an vereinzelten Gebäuden Beurteilungspegel, die im 

Bereich der nachgeordneten Lärmschwerpunkte liegen. 

Eine Einordnung der Belastungen aus den Erfahrungen der ACCON aus Projekten in von 

Straßenlärm betroffenen Gebieten ist in der Tabelle 6 aufgeführt. 

Tabelle 6: Qualifizierung des Lärmindex LDEN 

LDEN in dB(A) Einordnung 

50 – 60 komfortabel, relativ ruhige Lage 

60 - 65 typischer Wert in Gemeinden mit Hauptstraßen 

65 - 70 
Grenze, ab der Gesundheitsrisiken nicht mehr 
ausgeschlossen werden können 

70 – 75 

unakzeptabel hohe Lärmbelastung, 
dennoch häufige Belastung von Wohnungen an größeren 
Ring- und Hauptstraßen in Ballungsgebieten und großen 
Städten sowie bei Gebäuden mit geringem Abstand zu 
stärker befahrenen Ortsdurchfahrten 

75 - 80 

extrem hohe Lärmbelastung, 
Wohnqualität erheblich beeinträchtigt, trotzdem in 
Ballungsgebieten vorkommend und nur mit erheblichem 
baulichen Schallschutz sowie einer Grundrissorientierung 
mit schutzbedürftigen Räumen an ruhigen 
Gebäudeseiten akzeptabel 

über 80 
unakzeptabel, 
Wohnen sollte ausgeschlossen sein 

 

Eine spürbare Verminderung der Geräuschemissionen könnte durch eine Reduzierung der 

Geschwindigkeit innerorts auf 30 km/h erzielt werden. Die Reduzierung der zulässigen 

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten
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Höchstgeschwindigkeit ist eine vergleichsweise kostengünstige und sehr kurzfristig umsetz-

bare Maßnahme zur Reduzierung der Verkehrslärmimmissionen. Lässt sich der Verkehrsfluss 

durch eine Geschwindigkeitsbeschränkung verbessern, führt dies zu einer weiteren, über die 

Reduzierung der Fahrgeräusche hinausgehenden Reduzierung der Lärmemissionen des 

Straßenverkehrs. Die höchste Lärmminderung wird durch einen stetigen Verkehrsfluss bei 

geringem Geschwindigkeitsniveau erreicht. 

Im Bereich der L 1082 wurde gemäß Auskunft des Baurechts- und Planungsamts der Stadt 

Giengen an der Brenz bereits im Bereich zwischen der Schwagestraße und der Schillerstraße 

eine Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h aus Gründen des Lärm-

schutzes angeordnet. Diese Geschwindigkeitsbegrenzung wurde in den Daten des LUBW 

noch nicht berücksichtigt. Für die Gebäude an der Beethovenstraße, der Heidenheimer 

Straße, der Planiestraße, am Memminger Torplatz, im Bereich der Memminger Straße 1 bis 33 

und 6 bis 28 sowie an den Gebäuden Burgstraße 27 und 30 kann daher von 2 dB(A) bis 

maximal 3 dB(A) geringeren Geräuschimmissionen als in den ausgewiesenen Ergebnissen 

ausgegangen werden. Somit wurden in diesem Bereich bereits die ohne umfangreichen 

Aufwand durchführbare Maßnahme bereits umgesetzt. Eine weitere Reduzierung der 

Einwirkungen wäre durch Verminderung der Verkehrsmenge erreichbar. Dies ließe sich durch 

eine die Ortsdurchfahrt entlastende Verkehrsführung erreichen, welche jedoch wohl eine 

Verlagerung der Belastung in andere Ortschaften zur Folge hätte und daher ausscheidet. 

Längerfristig kann eine Verminderung der Verkehrsmenge auch durch eine Verbesserung des 

öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) erreicht werden. 

Entlang der L 1079 wären Lärmschutzwände technisch möglich, jedoch vermutlich 

städtebaulich nicht akzeptabel. 

Der Abschnitt der Landesstraße 1082/1083 zwischen der Schwagestraße und der 

Bahnhofstraße (Herbrechtinger Straße) wurde von der LUBW nicht erfasst, da dort nur 

ca. 2,6. Millionen Fahrzeuge im Jahr anzusetzen sind. Sofern in diesem Bereich Lärmmin-

derungsmaßnahmen in Erwägung gezogen werden, sollte dieser Straßenabschnitt zusätzlich 

in die Ermittlung der Einwirkungen und der Wirksamkeit von Maßnahmen einbezogen werden. 

Je nach Bedeutung der jeweiligen Straße für den überörtlichen Verkehr kann die Anordnung 

einer Geschwindigkeitsreduzierung im aktuellen Rechtsrahmen schwierig sein, da bei der 

Anordnung von Geschwindigkeitsbegrenzungen auch die Belange des Straßenverkehrs zu 

berücksichtigen sind. Die Grenze der zumutbaren Lärmbelastung, bei deren Überschreitung 

ein Anspruch auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung über Maßnahmen besteht, ist nicht 

durch auf Rechtsetzung beruhende Grenzwerte festgelegt ist. Auch durch die in den Lärm-

schutz-Richtlinien-StV [2] enthaltenen Schallpegel wird diese Grenze nicht bestimmt, wobei 

sich jedoch bei Überschreitung dieser Richtwerte das Ermessen der Behörde zu einer Pflicht 

zum Einschreiten verdichten kann (Urteil VG München [18]). Demnach wären Maßnahmen 

erst bei Überschreitung von Beurteilungspegel von 60 dB(A) in der Nacht und 70 dB am Tag 

erforderlich. Diese Werte werden hier in einigen Bereichen erreicht. Das Ministerium für Ver-

kehr Baden-Württemberg schreibt im Kooperationserlass-Lärmaktionsplanung [6] hierzu: 

„Die Anordnung von Maßnahmen zur Beschränkung und zum Verbot des fließenden 
Verkehrs mit dem Ziel der Lärmminderung setzt voraus, dass die Tatbestandsvoraus-
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setzungen des § 45 Abs. 9 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) vorliegen. Danach dürfen 
entsprechende Maßnahmen nur angeordnet werden, wenn auf Grund der besonderen 
örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer 
Beeinträchtigung erheblich übersteigt. 

Eine verkehrsbeschränkende Maßnahme, die ohne Abwägungsfehler in einem Lärm-
aktionsplan festgelegt wurde und für die die Tatbestandsvoraussetzungen des § 45 
Abs. 9 StVO, insbesondere eine Gefahrenlage, gegeben sind, ist von der Straßen-
verkehrsbehörde umzusetzen. Der fachrechtliche Ermessensspielraum der Straßenver-
kehrsbehörde wird durch die Lärmaktionsplanung überlagert (VGH Baden-Württemberg, 
Urteil vom 17. Juli 2018, Az. 10 S 2449/17, Rn. 28). Das heißt, das Ersetzen der Ermes-
sensentscheidung des Lärmaktionsplans durch eine eigene Ermessensentscheidung 
der Straßenverkehrsbehörde ist nicht zulässig [..]. 

Für die Prüfung, ob verkehrsbeschränkende Maßnahmen aus Gründen des Lärm-
schutzes in Betracht kommen, stellen die Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche Maß-
nahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm (Lärmschutz-Richtlinien-StV) eine 
Orientierungshilfe dar. Die Lärmschutz-Richtlinien-StV enthalten grundsätzliche 
Wertungen, lassen aber auch andere Wertungen zu, sofern sie fachlich begründet sind. 
Bei der Festlegung verkehrsbeschränkender Maßnahmen in Lärmaktionsplänen sind die 
in den Richtlinien genannten Kriterien in den Abwägungsprozess einzubeziehen und 
entsprechend zu bewerten. [..] 

Bei der Ermessensausübung zu straßenverkehrsrechtlichen Lärmschutzmaß-
nahmen ist in Bereichen, die dem Wohnen dienen, zu beachten, dass nach der Lärm-
wirkungsforschung Werte ab 65 dB(A)* tags und 55 dB(A)* nachts im gesundheitskriti-
schen Bereich liegen (vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 17. Juli 2018, 
Az. 10 S 2449/17, Rn. 36). 

* Diese Werte entsprechen der u. a. vom Sachverständigenrat für Umweltfragen und von 

Lärmfachleuten im Februar 2019 in einem Memorandum of Understanding zum Schutz der 
menschlichen Gesundheit empfohlenen Schwelle [..] 

Bestehen deutliche Betroffenheiten mit Lärmpegeln über den genannten Werten, ver-
dichtet sich das Ermessen zum Einschreiten. Bei einer Überschreitung dieser Werte um 
2 dB(A) reduziert sich das Ermessen hin zur grundsätzlichen Pflicht zur Anordnung bzw. 
Durchführung von Maßnahmen auf den betroffenen Straßenabschnitten. 

Bei Lärmbeeinträchtigungen oberhalb der o. g. Werte kann von verkehrsrechtlichen 
Maßnahmen abgesehen werden, wenn dies mit Rücksicht auf die damit verbundenen 
Nachteile (z. B. in Bezug auf Luftreinhaltung, Leistungsfähigkeit, Verkehrsverlagerung, 
Verkehrsfunktion bei Ortsumfahrungen) qualifiziert belegt wird und trotz vorhandener 
Lärmbelastung mit gesundheitskritischen Lärmpegeln erforderlich erscheint. Spätestens 
bei Lärmpegeln ab 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts überschreitet die Lärmbelastung 
die grundrechtliche Schwelle zur Gesundheitsgefährdung (BVerwG 9 A 16.16, 
Beschluss vom 25. April 2018, Rn 86f). Solche Lärmsituationen müssen dann abwä-
gungsgerecht gelöst werden. 

Für die Anordnung von straßenverkehrsrechtlichen Maßnahmen ist es nicht zwingend 
erforderlich, dass die Lärmbelastung in einem gesundheitskritischen Bereich liegt. Viel-
mehr können auch unterhalb der genannten Werte straßenverkehrsrechtliche Maß-
nahmen festgelegt werden, wenn der Lärm Beeinträchtigungen mit sich bringt, die jen-
seits dessen liegen, was unter Berücksichtigung der Belange des Verkehrs im konkreten 
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Fall als ortsüblich hingenommen werden muss und damit den Anwohnern zugemutet 
werden kann. 

Ergänzende Hinweise zur Ermessensausübung 

Die für die Maßnahmenabwägung maßgeblichen Aspekte sind vom Einzelfall abhängig. 
Relevante Gesichtspunkte sind u. A.: Bewertung von Verdrängungseffekten, die Belan-
ge des fließenden Verkehrs, Auswirkungen auf den ÖPNV, Auswirkungen auf den Fuß- 
und den Radverkehr, konkret anstehende straßenbauliche Maßnahmen zur Lärm-
minderung, mildere Mittel wie eine geänderte Verkehrsführung, Anpassungsbedarf bei 
Lichtsignalanlagen (Grüne Welle), in Bereichen mit Überschreitungen von Grenzwerten 
für Luftschadstoffe Auswirkungen auf die Luftreinhaltung. Die Belange des Straßenver-
kehrs sind nicht pauschal in die Abwägung einzustellen, sondern müssen hinreichend 
konkretisiert werden. Gutachterliche Bewertungen sind i. d. R. nicht erforderlich. Eine 
mögliche Fahrzeitverlängerung infolge einer straßenverkehrsrechtlichen Lärmschutz-
maßnahme wird in der Regel als nicht ausschlaggebend erachtet, wenn diese nicht mehr 
als 30 Sekunden beträgt. [..] 

Als Ergebnis einer Abwägung sind auch Maßnahmen mit einer geringeren Lärmmin-
derung als 3 dB(A) zu akzeptieren. Stehen beispielsweise einer Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 30 km/h andere Belange wie die Verkehrsfunktion (überregionale 
Verkehrsbeziehung und Bündelungsfunktion der Straße) entgegen, so ist als Ergebnis 
einer Abwägung auch eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 40 km/h trotz geringerer 
Lärmminderung möglich. In Betracht zu ziehen ist auch, dass die Vermeidung von Pegel-
spitzen für Lärmbetroffene eine spürbare Verbesserung bedeuten kann, auch ohne dass 
mit der Maßnahme eine Reduzierung des dahingehend nur begrenzt aussagekräftigen 
Mittelungspegels um 3 dB(A) erreicht wird (VG Düsseldorf, Urteil vom 27. Mai 2014, 
Az. 6 K 2470/12, Rn. 133ff.).“ 

Ob eine reduzierten Geschwindigkeit angeordnet wird, ist also stets anhand der örtlichen 

Situation unter Abwägung der unterschiedlichen Belange zu entscheiden. Für die Anordnung 

von straßenverkehrsrechtlichen Maßnahmen sind die Einwirkungen gemäß der aktuell anzu-

wendenden Richtlinien für den Lärmschutz im Straßenverkehr [19] und die Auswirkungen der 

geplanten Maßnahmen zu berechnen. Ob die Auswirkungen dieser Maßnahmen geprüft 

werden sollen, um von der zuständigen Straßenverkehrsbehörde eine Geschwindigkeitsredu-

zierung oder anderer Maßnahmen, wie z. B. der Einsatz einer lärmmindernden Asphaltschicht, 

zu fordern, ist im Rahmen der Aufstellung des Lärmaktionsplanes von der Stadt Giengen an 

der Brenz zu entscheiden. 
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6 Zusammenfassung 

Im Bereich der Stadt Giengen an der Brenz verlaufen die Bundesautobahn 7, die Bundes-

straße 492 sowie die Landesstraßen 1079, 1082 und 1083, die zumindest in einigen Abschnit-

ten von mehr als 3 Millionen Fahrzeugen pro Jahr befahren werden. Hieraus ergibt sich für die 

Stadt Giengen an der Brenz die Pflicht, eine Lärmaktionsplanung der Stufe 4 durchzuführen. 

Die erforderlichen Daten stellt in Baden-Württemberg die Landesanstalt für Umwelt (LUBW) 

zur Verfügung. 

Lärmbelastungen mit einem gewichteten und gemittelten Pegel ab 65 dB(A) über den ganzen 

Tag (LDEN) und ab 55 dB(A) in der Nacht (LNight) liegen in einem gesundheitskritischen Bereich. 

Von solchen Einwirkungen sind gemäß der Berechnungsmethoden ca. 1.097 Personen im 

Stadtgebiet betroffen. Mit einer Lärmaktionsplanung soll durch die Festlegung geeigneter 

Maßnahmen erreicht werden, die Anzahl der Betroffenen nach Möglichkeit zu reduzieren. Die 

Einleitung entsprechender Maßnahmen obliegt der Stadt. 

 

 

Nördlingen, den 24.03.2025 

ACCON GmbH 

 

 

Dipl.-Ing. (FH) Arno Trautsch 
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Anlage 1 Lärmkarte der LUBW, Übersicht, LDEN 

 

Quelle: Lärmkartierung BW 2022, https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten 

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten
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Anlage 2 Lärmkarte der LUBW, Bereich Giengen-Süd, LDEN 

 
Quelle: Lärmkartierung BW 2022, https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten  

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten
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Anlage 3 Lärmkarte der LUBW, Bereich Mitte, LDEN 

 
Quelle: Lärmkartierung BW 2022, https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten 

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten
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Anlage 4 Lärmkarte der LUBW, Bereich Memminger Straße, LDEN 

 
Quelle: Lärmkartierung BW 2022, https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten 

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten
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Anlage 5 Lärmkarte der LUBW, Bereich Hohenmemmingen, LDEN 

 
Quelle: Lärmkartierung BW 2022, https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten 

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/laerm-und-erschuetterungen/laermkarten
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Anlage 6 Liste der betroffenen Gebäude 

Liste der betroffenen Gebäude 

LNight > 60 dB(A) oder LDEN > 70 dB(A) LNight > 55 dB(A) oder LDEN > 65 dB(A) 

vorrangige Lärmschwerpunkte nachrangige Lärmschwerpunkte 
Allewinder Straße 2 Auf dem Solgen 1 

Am Bühlfeld 9 Badstraße 11 

Beethovenstraße 1 Badstraße 12 

Beethovenstraße 11 Badstraße 17 

Beethovenstraße 13 Batschkaweg 16 

Beethovenstraße 15 Batschkaweg 18 

Beethovenstraße 5 Batschkaweg 20 

Beethovenstraße 7 Batschkaweg 22 

Beethovenstraße 9 Batschkaweg 24 

Bismarckstraße 51 Beethovenstraße 10 

Bismarckstraße 54 Beethovenstraße 11/1 

Burgstraße 30 Bismarckstraße 49 

Eberhardstraße 2 Burgstraße 27 

Gartenstraße 12 Esslinger Straße 17 

Gartenstraße 13 Esslinger Straße 19 

Geißenmarkt 14 
Planiestraße 10 

Esslinger Straße 21 

Hauptstraße 20 Esslinger Straße 23 

Hauptstraße 22 Esslinger Straße 25 

Hauptstraße 28 Esslinger Straße 27 

Hauptstraße 47 Esslinger Straße 29 

Heidenheimer Straße 10 Esslinger Straße 31 

Heidenheimer Straße 11 Esslinger Straße 33 

Heidenheimer Straße 13 Esslinger Straße 35 

Heidenheimer Straße 15 Esslinger Straße 37 

Heidenheimer Straße 17 Gartenstraße 10 

Heidenheimer Straße 3 Geißenmarkt 2 

Heidenheimer Straße 4 Goethestraße 16 

Heidenheimer Straße 5 Hauptstraße 12 

Heidenheimer Straße 7 Hauptstraße 14 

Heidenheimer Straße 8 Hauptstraße 18 

Heidenheimer Straße 9 Hauptstraße 23 

Heilbronner Straße 21, 
Esslinger Straße 47 

Hauptstraße 24 

Herbrechtinger Straße 1 Hauptstraße 27 

Hohenzollernstraße 6 Hauptstraße 29 

Leipziger Straße 5 Hauptstraße 31 

Memminger Straße 1 Hauptstraße 36 

Memminger Straße 10 Hauptstraße 38 
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Liste der betroffenen Gebäude 

LNight > 60 dB(A) oder LDEN > 70 dB(A) LNight > 55 dB(A) oder LDEN > 65 dB(A) 

vorrangige Lärmschwerpunkte nachrangige Lärmschwerpunkte 
Memminger Straße 13 Hauptstraße 39 

Memminger Straße 14 Hauptstraße 40 

Memminger Straße 19 Hauptstraße 40 

Memminger Straße 21 Hauptstraße 41 

Memminger Straße 29 Hauptstraße 44 

Memminger Straße 3 Hauptstraße 46 

Memminger Straße 33 Hauptstraße 48 

Memminger Straße 6 Hauptstraße 49 

Memminger Straße 6/1 Hauptstraße 50 

Memminger Straße 8 Hauptstraße 51 

Memminger Straße 9 Hauptstraße 52 

Memminger Torplatz 11 Hauptstraße 53 

Memminger Torplatz 5 Hauptstraße 54 

Memminger Torplatz 6 Hauptstraße 8 

Memminger Torplatz 7 Heidenheimer Straße 14 

Memminger Torplatz 9 Heidenheimer Straße 22 

Obertorstraße 23, 
Obertorstraße 21, 
Obertorstraße 25 

Hohenzollernstraße 16 

Planiestraße 13 Hölderlinweg 17 

Planiestraße 19 Hossenriedstraße 43 

Planiestraße 25 Hossenriedstraße 44/3 

Planiestraße 29 Hossenriedstraße 46/3 

Planiestraße 7 Hossenriedstraße 48/3 

Schwagestraße 15 Hossenriedstraße 50/3 

Schwagestraße 21 Johann-Seb.-Bach-Straße 28 

Schwagestraße 27 Karlstraße 28 

Schwagestraße 33 Kirchplatz 16 

Ulmer Straße 47 Leipziger Straße 1 

Ulmer Straße 49 Leipziger Straße 3 

Ulmer Straße 51 Memminger Straße 11 

Ulmer Straße 55 Memminger Straße 15 

Ulmer Straße 57 Memminger Straße 37 

Ulmer Straße 58 Memminger Straße 39 

Ulmer Straße 61 Memminger Straße 41 

Ulmer Straße 62 Memminger Straße 43 

Ulmer Straße 69 Memminger Straße 5 

Ulmer Straße 71 Memminger Torplatz 1 

Ulmer Straße 72 Memminger Torplatz 2 

Weinbergstraße 41 Memminger Torplatz 8 
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Liste der betroffenen Gebäude 

LNight > 60 dB(A) oder LDEN > 70 dB(A) LNight > 55 dB(A) oder LDEN > 65 dB(A) 

vorrangige Lärmschwerpunkte nachrangige Lärmschwerpunkte 
Wilhelmstraße 2 Memminger Torstraße 22 

 Ostpreussenweg 11 

 Planiestraße 18 

 Planiestraße 23/1 

 Pommernweg 12 

 Pommernweg 13 

 Ringental 4 

 Ringental 6 

 Ringental 6/1 

 Ringental 8 

 Sachsenhauser Straße 2 

 Schillerstraße 18 

 Schwagestraße 14 

 Schwagestraße 17 

 Schwagestraße 39 

 Schwagestraße 45 

 Schwagestraße 51 

 Schwagestraße 57 

 Schwagestraße 63 

 Schwagestraße 69 

 Schwagestraße 70 

 Schwagestraße 71 

 Schwagestraße 73 

 Schwagestraße 74 

 Schwagestraße 75 

 Schwagestraße 77 

 Schwagestraße 78 

 Schwagestraße 79 

 Schwagestraße 80 

 Schwagestraße 82 

 
Schwagestraße 83 
Schwagestraße 81 

 Schwagestraße 84 

 Schwagestraße 85 

 Schwalbenweg 6 

 Ulmer Straße 100 

 Ulmer Straße 102 

 Ulmer Straße 104 

 Ulmer Straße 43 

 Ulmer Straße 45 
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Liste der betroffenen Gebäude 

LNight > 60 dB(A) oder LDEN > 70 dB(A) LNight > 55 dB(A) oder LDEN > 65 dB(A) 

vorrangige Lärmschwerpunkte nachrangige Lärmschwerpunkte 
 Ulmer Straße 63 

 Ulmer Straße 64 

 Ulmer Straße 65 

 Ulmer Straße 66 

 Ulmer Straße 67 

 Ulmer Straße 73 

 Ulmer Straße 75 

 Ulmer Straße 77 

 Ulmer Straße 78 

 Ulmer Straße 79 

 Ulmer Straße 80 

 Ulmer Straße 82 

 Ulmer Straße 84 

 Ulmer Straße 86 

 Ulmer Straße 88 

 Ulmer Straße 90 

 Ulmer Straße 94 

 Ulmer Straße 96 

 Ulmer Straße 98 

 Zeppelinstraße 1 

 


